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347 . Verordnung: Änderung der Verordnung über die Grundausbildung für die Verwendungsgruppe

H 2
3 4 8 . Verordnung: Bestimmung des Straßenverlaufes der B 27 Höllental Straße im Bereich der Markt-

gemeinden Schwarzau im Gebirge und Reichenau an der Rax
3 4 9 . Verordnung: Bestimmung des Straßenverlaufes der B 119 Greiner Straße im Bereich der Stadtge-

meinde Groß Gerungs
3 5 0 . Kundmachung: Aufhebung des § 32 der Wahlordnung für die Durchführung der Wahlen der Kam-

merorgane der Kammer der Wirtschaftstreuhänder durch den Verfassungsgerichts-
hof

3 5 1 . Kundmachung: Aufhebung des § 25 Abs. 1 Z 3 des Einkommensteuergesetzes 1972 durch den Ver-
fassungsgerichtshof

3 5 2 . Kundmachung: Berichtigung der Kundmachung über die Aufhebung einiger Worte im § 25 Abs. 1
des Gewerblichen Sozialversicherungsgesetzes durch den Verfassungsgerichtshof

3 4 5 . Verordnung des Bundesministers für
Unterricht und Kunst vom 3. August 1984
betreffend die Privatschule „Arabische

Schule"

Auf Grund des § 12 des Schulpflichtgesetzes,
BGBl. Nr. 241/1962, zuletzt geändert durch das
Bundesgesetz BGBl. Nr. 366/1982, wird verordnet:

Die nach ausländischem Lehrplan geführte Pri-
vatschule „Arabische Schule" in Wien wird zur
Erfüllung der allgemeinen Schulpflicht durch Kin-
der nichtösterreichischer Staatsbürgerschaft als
geeignet anerkannt.

Sekanina

346. Verordnung des Bundesministers für
Wissenschaft und Forschung vom 20. August
1984, mit der der Studienversuch „Wirt-
schaftsingenieurwesen—Technische Chemie"

verlängert wird

Gemäß § 13 Abs. 8 des Allgemeinen Hochschul-
Studiengesetzes, BGBl. Nr. 177/1966, zuletzt
geändert durch das Bundesgesetz BGBl.
Nr. 116/1984, wird verordnet:

Der mit Verordnung des Bundesministers für
Wissenschaft und Forschung, BGBl. Nr. 409/1979,

eingerichtete Studienversuch „Wirtschaftsinge-
nieurwesen—Technische Chemie" ist bis zum
Ablauf des Sommersemesters 1989 weiterzuführen.

Fischer

3 4 7 . Verordnung des Bundesministers für
Landesverteidigung vom 22. August 1984, mit
der die Verordnung über die Grundausbildung
für die Verwendungsgruppe H 2 geändert wird

Auf Grund der §§ 24 bis 35 des Beamten-Dienst-
rechtsgesetzes 1979, BGBl. Nr. 333, wird im Ein-
vernehmen mit dem Bundeskanzler verordnet:

Die Verordnung des Bundesministers für Lan-
desverteidigung vom 11. Dezember 1981, BGBl.
Nr. 559, über die Grundausbildung für die Ver-
wendungsgruppe H 2 wird wie folgt geändert:

1. Dem § 4 wird angefügt:
„(3) Soweit es sich für die Erreichung der Ausbil-

dungsziele als zweckmäßig erweist, können die in
der Anlage angeführten Gegenstände in Form der
integrierten Ausbildung (Vermittlung fachübergrei-
fender Ausbildungsinhalte mehrerer Gegenstände
in gemeinsamen Ausbildungsveranstaltungen) ver-
mittelt werden. Die für die integrierte Ausbildung
verwendeten Stunden sind im vollen Umfang auf
die Stundenzahlen des von dieser Ausbildung
jeweils hauptsächlich berührten Gegenstandes
anzurechnen."
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2. Die Anlage lautet:

Frischenschlager

348. Verordnung des Bundesministers für
Bauten und Technik vom 21. August 1984
betreffend die Bestimmung des Straßenverlau-
fes der B 27 Höllental Straße im Bereich der
Marktgemeinden Schwarzau im Gebirge und

Reichenau an der Rax

Auf Grund des § 4 Abs. 1 des Bundesstraßenge-
setzes 1971, BGBl. Nr. 286, in der Fassung des
Bundesgesetzes BGBl. Nr. 63/1983 wird verordnet:

Der Straßenverlauf eines Abschnittes der B 27
Höllental Straße wird im Bereich der Marktge-
meinden Schwarzau im Gebirge und Reichenau an
der Rax wie folgt bestimmt:

Die neu herzustellende Straßentrasse beginnt bei
km 17,76, führt sodann südlich der bestehenden
Trasse, kreuzt dieselbe bei km 17,88 und bindet in
der Folge bei km 18,00 wieder in den Bestand ein.

Im einzelnen ist der Verlauf der neu herzustel-
lenden Straßentrasse aus den beim Bundesministe-
rium für Bauten und Technik, beim Amt der Nie-
derösterreichischen Landesregierung sowie bei den
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Marktgemeinden Schwarzau im Gebirge und Rei-
chenau an der Rax aufliegenden Planunterlagen
(Plan Nr. B 27/60-83 im Maßstab 1 : 2000) zu
ersehen.

§ 15 Bundesstraßengesetz 1971 findet auf den
vorangeführten Straßenabschnitt Anwendung. Die
Grenzen des Bundesstraßenbaugebietes sind den
aufliegenden Planunterlagen zu entnehmen.

Sekanina

349. Verordnung des Bundesministers für
Bauten und Technik vom 16. August 1984
betreffend die Bestimmung des Straßenverlau-
fes der B 119 Greiner Straße im Bereich der

Stadtgemeinde Groß Gerungs

Auf Grund des § 4 Abs. 1 des Bundesstraßenge-
setzes 1971, BGBl. Nr. 286, in der Fassung des
Bundesgesetzes BGBl. Nr. 63/1983 wird verordnet:

Der Straßenverlauf eines Abschnittes der B 119
Greiner Straße wird im Bereich der Stadtgemeinde
Groß Gerungs wie folgt bestimmt:

Die neu herzustellende Straßentrasse beginnt bei
km 62,64, kreuzt in der Folge den Altbestand, führt
sodann östlich der alten Trasse bis km 63,5, ver-
läuft sodann in gestreckterer Linienführung unter
mehrfacher Kreuzung bzw. teilweiser Verwendung
des Altbestandes und bindet bei km 64,83 wieder in
den Bestand ein.

Im einzelnen ist der Verlauf "der neu herzustel-
lenden Straßentrasse aus den beim Bundesministe-
rium für Bauten und Technik, beim Amt der Nie-
derösterreichischen Landesregierung sowie bei der
Stadtgemeinde Groß Gerungs aufliegenden Plan-
unterlagen (Plan Nr. B 119/52-83 im Maßstab
1 : 2000) zu ersehen.

§ 15 Bundesstraßengesetz 1971 findet auf den
vorangeführten Straßenabschnitt Anwendung. Die
Grenzen des Bundesstraßenbaugebietes sind den
aufliegenden Planunterlagen zu entnehmen.

Sekanina

350. Kundmachung des Bundesministers für
Handel, Gewerbe und Industrie vom
23. August 1984 über die Aufhebung des § 32
der Wahlordnung für die Durchführung der
Wahlen der Kammerorgane der Kammer der
Wirtschaftstreuhänder durch den Verfassungs-

gerichtshof

Gemäß Art. 139 Abs. 5 B-VG und gemäß § 60
Abs. 2 des Verfassungsgerichtshofgesetzes 1953,
BGBl. Nr. 85, in der Fassung des Bundesgesetzes
BGBl. Nr. 311/1976 wird kundgemacht:

Der Verfassungsgerichtshof hat mit Erkenntnis
vom 15. Juni 1984, V 29/82-10, dem Bundesmini-
ster für Handel, Gewerbe und Industrie zugestellt

am 31. Juli 1984, den § 32 der Wahlordnung für die
Durchführung der Wahlen der Kammerorgane der
Kammer der Wirtschaftstreuhänder, beschlossen in
der Sitzung des Kammertages der Kammer der
Wirtschaftstreuhänder am 21. Jänner 1959, geneh-
migt vom Bundesministerium für Handel und Wie-
deraufbau mit Erlaß vom 11. Mai 1959,
2 152.443-IV/20/59, idF des Kammertagsbeschlus-
ses vom 11. Dezember 1971 (kundgemacht im
Amtsblatt der Kammer der Wirtschaftstreuhänder
Nr. 2/72), genehmigt mit Erlaß des Bundesministe-
riums für Handel, Gewerbe und Industrie vom
17. Jänner 1972, Z 143.909-II/24/71 (kundge-
macht im Amtsblatt der Kammer der Wirtschafts-
treuhänder Nr. 5/72), als gesetzwidrig aufgehoben.

Steger

3 5 1 . Kundmachung des Bundeskanzlers vom
24. August 1984 über die Aufhebung des § 25
Abs. 1 Z 3 des Einkommensteuergesetzes 1972

durch den Verfassungsgerichtshof

Gemäß Art. 140 Abs. 5 und 6 B-VG und gemäß
§§ 64 Abs. 2 und 65 des Verfassungsgerichtshofge-
setzes 1953, BGBl. Nr. 85, wird kundgemacht:

(1) Der Verfassungsgerichtshof hat mit Erkennt-
nis vom 30. Juni 1984, G 101/84-11, der Bundesre-
gierung zugestellt am 13. August 1984, § 25 Abs. 1
Z 3 des Einkommensteuergesetzes 1972, BGBl.
Nr. 440, als verfassungswidrig aufgehoben.

(2) Die Aufhebung tritt mit dem Ablauf des
30. Juni 1985 in Kraft.

(3) Frühere gesetzliche Bestimmungen treten
nicht wieder in Kraft.

Sinowatz

3 5 2 . Kundmachung des Bundeskanzlers vom
5. September 1984, mit der die Kundmachung
des Bundeskanzlers vom 17. August 1984,
BGBl. Nr. 342, über die Aufhebung einiger
Worte im § 25 Abs. 1 des Gewerblichen Sozial-
versicherungsgesetzes durch den Verfassungs-

gerichtshof berichtigt wird

Die Kundmachung des Bundeskanzlers vom
17. August 1984, BGBl. Nr. 342, über die Aufhe-
bung einiger Worte im § 25 Abs. 1 des Gewerbli-
chen Sozialversicherungsgesetzes durch den Ver-
fassungsgerichtshof wird wie folgt berichtigt:

1. Abs. 2 lautet:

„(2) Die Aufhebung tritt mit Ablauf des
31. Dezember 1984 in Kraft."

2. Der bisherige Abs. 2 erhält die Bezeichnung
Abs. 3.

Sinowatz
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